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Umlenkung von Investitionen auf die Grundstoffindustrien
A u f den Bericht unseres Bonner Korrespondenten im Septemberheft 1951 (S. 10) erhalten wir vom 
Bundesverband der Deutschen Industrie folgende Zuschrift, die wir gemäß dem Diskussionsprinzip 
unseres Organs gern veröffentlichen.

1. Der Satz: „Diese Bemühungen 
endeten nach einem halben Jahr 
m it einem allgemeinen Gezerre der 
Unt er nehmer . . ist in mehrfacher 
Hinsicht schief; denn er verschiebt 
die Daten. Das Angebot der Inve
stitionshilfe erfolgte am 9. April
1951. Der von den im Gemein
schaftsausschuß zusammengeschlos
senen Verbänden der gewerblichen 
W irtschaft verabschiedete Vorschlag 
wurde am 30. Mai der Bundes
regierung übergeben. V o n . einem 
allgemeinen Gezerre der Unterneh
m er kann gar keine Rede sein. 
Denn bislang ist von der großen 
Linie der Bejahung der Investiti
onshilfe keine Gruppe abgewichen. 
Einzelne Persönlichkeiten, die an
derer Auffassung sind als die M ehr
heit, gibt es wohl stets und über
all, ohne daß sich dadurch an . der 
Gesamtlinie viel ändert. Die Zeit 
vom Tag der Übergabe des Vor
schlages bis jetzt ist nicht vom 
Unternehmertum vergeudet worden, 
sondem  von der Regierung und 
dem Parlam ent nicht ausgenützt 
worden. Die Gesetzesform ist für 
das freiwillige Angebot aber unent
behrlich, weil die von der Nach
kriegsentwicklung geschwächten Or
ganisationsformen der gewerbli
chen W irtschaft gerade den unfai
ren Rivalen gegenüber unbeholfen 
bleiben müssen, wenn der Staat 
ihren Entschlüssen die Sicherung 
versagt.

2. Die vom Gemeinschaftsaus
schuß angebotene 1 M illiarde DM 
als einmalige Initialhilfe ist nie
mals für die Abdeckung des ganzen 
Investitionsbedarfs der W irtschafts
sektoren Bergbau, eisenschaffende 
Industrie, Energie-Erzeugung, W as
serwirtschaft, Eisenbahn und Schiff
bau gedacht gewesen. Vielmehr 
kann diesen Sektoren die Aufgabe, 
sich die Investitionen selbst zu 
finanzieren, d .h . vor allem auch 
selbst zu verdienen, nicht abge
nommen werden. Die V äter des 
Gedankens der Investitionshilfe 
sahen die Aufgabe vielmehr so: 
1950/51 ist das Investitionsvolumen 
der Gesamtwirtsrhaft nicht nur von 
der Finanzierungsseite her, sondern 
auch von der M aterialseite her be
grenzt. Rivalisieren die Investitions
willigen um eine zu knappe M ate
rialdecke, so treiben sie, ohne am 
Volumen etwas zu ändern, nur die 
Preise in  die Höhe. W enn daher

die Investitionswilligen, entspre
chend der Materialdecke, in ihren 
Dispositionen zeitlich aufeinander 
Rücksicht nehmen, muß es durch 
Finanzierungs-Ubertragungen mög
lich sein, die prim ären Engpässe 
— Kohle, Stahl und Strom — auf
zusprengen und dann die Investiti
onen wieder jederm ann in den eige
nen Entschluß zurückzugeben. Da
her: e i n m a l i g  1 Mrd. DM!

Die Investitionshilfe soll ein In
strum ent'zur Sicherung der M arkt
wirtschaft sein, aber keine Probier
dosis der Investitionsplanung.

Es geht nicht an, die zwei Sektoren 
„privatwirtschaftlich profitabel“ und 
„gesamtwirtschaftlich notwendig" 
auseinanderzuhalten, ü b er die Aus- 
sauger-M ethoden der sog. „volks
wirtschaftlich notw endigen“ Sekto
ren, die sich selbst dem Odium, 
profitabel arbeiten und wirtschaf
ten  zu müssen, entziehen und sich 
auf politischen Umwegen den Pro
fit unter anderen Titeln verschaf
fen, werden zwar unentwegt neue 
Schleier gelegt. Aber die Kreise, 
die sich aus Solcher Umnebelung 
befreien wollen, nehm en an Ent
schiedenheit zu und werden die 
k larere Sprache erzwingen. Zwar 
w urde schon vor M onaten ein 
interm inisterieller Ausschuß zur 
Prüfung der Subventionen gebil
det. Der Bundesvorstand der Deut
schen Industrie schlug in seinem 
Memorandum zur W irtschaftslage 
im März dieses Jahres vor, in das 
Aufgabengebiet dieses Ausschusses 
auch die Subventionen einzubezie
hen, die von Ländern, Gemeinden 
und Sozialversicherungsträgem ge
leistet werden, um Klarheit über 
alle Kanäle zu gewinnen, in  die 
Subventionen geleitet worden sind.

3. ü b er die Zusammensetzung 
des Kuratoriums ist das letzte W ort 
noch nicht gesprochen. Die fünf — 
nach Ihrem Korrespondenten — der 
gewerblichen W irtschaft zugestan
denen Sitze zerfallen aber in zwei 
Fraktionen, in die der Investitions
hilfe empfangenden Unternehmun
gen (2) und die der gebenden (3). 
Da die empfangenden Unterneh
mungen größtenteils nicht in pri
vatwirtschaftlichen Händen sind, 
kann somit das K räfteverhältnis 
für die Unternehmerschaft denkbar 
ungünstig werden.

4. W ieso die H ergabe von W ert
papieren an die aufbringenden Un

ternehm ungen unerwünschte Ab
hängigkeitsverhältnisse schaffen 
soll, bleibt bei einer Dosis von l 
Mill. DM unerfindlich. Die Her
gabe von Anteilrechten ha t den 
guten Sinn, den A ppetit auf in 
frem der W irtschaft verdientes Geld 
zu verringern. Der Bundestagsabge
ordnete Freudenberg hat es sehr 
richtig gesehen: Das Unternehmen, 
das nicht nachweisen könnte, daß 
es geschenktes oder verbilligtes 
Geld brauchen kann, muß noch ge
funden werden. W er A ppetit auf 
Geld hat, das andere verdienen, 
soll diesen anderen eine Gegen
leistung gew ähren müssen, die 
einen reellen Charakter hat. Ge
raten investitionsunfähige U nter
nehmungen, die in gem einwirt
schaftlicher Hand sind, durch die 
Investitionshilfe unter privatw irt
schaftlichen Einfluß, so sollte darin 
ein Positivum gesehen werden. 
Denn es w äre ein Anfang in der 
Richtung, daß die erwerbswirt- 
schaftlich führbaren W irtschafts
zweige um der inneren W ahrhaf
tigkeit der Volkswirtschaft willen 
auch erwerbswirtschaftlich geführt 
werden. Bislang hat m it ökonomi
schen Argum enten noch niemand 
bewiesen, daß Bergbau, E isen-und 
Energie-Erzeugung, W ohnungswe
sen und V erkehr nicht erw erbs
wirtschaftlich betrieben w erden 
können.

5. Kuratorium und Investm ent- 
Pool sind keineswegs Gegensätze. 
Bestünde die Gewißheit, daß die 
in dem Investment-Pool zusammen
liegenden W ertpapiere nicht durch 
politische Zugriffe enteignet w ür
den, dann dächte niemand an die 
Aufteilung. Da m it der Sozialisie
rung aber noch nicht genug Experi
mente auf europäischem Boden ge
macht zu sein scheinen, lockt ein 
Investment-Pool die Sozialisie
rungs-Fanatiker an wie ein offener 
Honigtopf die W espen. Der Aus
schreibungsmodus soll der von den 
V ätem  des Vorschlags wohl gese
henen Unterschiedlichkeit in der 
Bonität der W ertpapiere Rechnung 
tragen. Die Bewertung von W ert
papieren hat stets auch ihre sub
jektive Seite. Diese kann über die 
Ausschreibung der V erteilung der 
Gegenwerte aus der Investitions
hilfe zum Zuge kommen.
Köln, den 1. 10. 1951

Prof. Dr. Herrm ann
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